
II- 4306 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

DER BUNDESMINISTER FüR FINANZEN 

Zo 5660-Pro2/1975 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

An den 
Herrn Präsid~nten 
des Nationalrates 
Parlament 
Wie n, 1 0 

Wien, 1975. vi . ViI 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Schlager und Genossen vom 
11. April 1975, Nro 2035/J, betreffend Zurverfügungstellung von 
Einheitswertbescheid-Abschriften für die Sozialversicherungsan­
stalt der Bauern, beehre ich mich mitzuteilen: 

Gemäß § 17 des Bauern-Krankenversicherungsgesetzes (B-KVG) vom 
70 Juli 1965, BGBL.Nro 219, haben die Pflichtversicherten, doso 
die in der Land- und Fortstwirtschaft selbständig Erwerbstätigen, 
ihre Beiträge auf Basis der jeweiligen Einheitswer:te ihrer land­
und forst~irtschaftlichen Betriebe zu leisteno Eine analoge Be­
stimmung enthält § 12 des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes 
(B-PVG). vom 120 Dezember ,1969, BGBloNro 28/700 Bemessungsgrund-

. lage für die Höhe der Beitragsvorschreibungen ist somit der von 
den Finanzämtern festgestellte Einheitswert des land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögens, der mittels Feststellungsbescheid den 
Pflichtversicherten anläßlich von Hauptfeststellungen, Nachfest­
stellungen oder Fortschreibungen (§§ 20 - 22 Bewertungsgesetz 
1955) bekanntgegebenwirdo 

Obwohl die Bestimmungen der §§ 10 - 15 B-KVG, die gem .. §·11 B-PVG 
auch für das Bauern-Pensionsversicherungsgesetz Geltung haben, 

., 

die Auskunfts- und Meldepflicht der Versicherten an· die Sozialver-
sicherungsanstalt normieren und§ 15 B-KVG darüberhinaus Sanktionen 
bei Verstößen gegen die Auskunfts- und Meldepflicht enthält, ver­
pflichtet auch § 105 AbSo2 B-KVG die Gemeinden und die Behörden 
der Finanzverwaltung, dem: Versicherungsträger auf Anfrage alle 
Tatsachen, die für die Feststellung der Versicherungs- und Bei­
tragspflicht und für die Ansprüche aus der Bauern-Krankenver­
sicherung von Bedeutung sind, bekannt zugeben 0 
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Es wäre daher die in der Anfrage angeregte Hilfeleistung der 
Finanzverwaltung an die Sozialversicherungsanstalt für Bauern 
grundsätzlich zu bejahen, 'tlerm auch die angeregte Vorgangsweise 
etJbermittlung von Bescheidclurchschriften) aus mehreren Gründen 
nicht praktikabel ist .. So vJerden von den Bewertungsstellen der 
Finanzämter neben dem j ev/eiligen Originaleinheitswertbescheid 
Abschriften im Durchschreibeverfahren 
1. für den E'VJ-Akt des Finanzamtes, 
? f'" , . 1 b . bt' t f"' • d ~ ~. ur Qle 18 eberecLJlg e uemeln.e una 
3. für das Statistische Zentralamt 

angefertigt. Eine weitere Bescheidabschrift im Durchschreibever­
fahren w:.irde daher nangels Lesbarkeit nicht zu dem erwünschten 
Erfolg führen, zumal bereits schon jetzt das Statistische Blatt 
in der Regel nur schwer lesbar isto Darüberhinaus erscheint eine 
zusätzliche Arbeitsbelastung der Bewertungsstellen im Hinblick . 
auf die triste Personallage und der bevorstehenden Mehrbelastung 
im. Zuge der überleitungsarbeiten für den Aufbau eines elektroni­
schen Gru:nd1:.esitzinförmationssystems (GRUIS) nicht gercchtfertig.t .. 

Die in der fu~frage angeregte Hilfeleistung der Finanzverwaltung 
könnte jedoch in der Form erfolgen, daß der Sozial versicherungs­
anstalt der Bauern jene ibereits in der EDVA des Bundesministeriums 
für Finanzen gespeicherten Daten zur Verfügung gestellt werden, 
die für die automatische Erstellung von Bescheiden über die Ab­
gabe von land:'" und forstwirt schaft lichen Betrieben erforderlich 
sind. Die auf Magnetband bereits gespeicherten Daten enthalten 
alle für die Feststellung der Versicherungs- und Bei tragspflicht 
bedeutsamen Tatsachen, die auch aus den Einheitswertbescheidab­
schriften hervorgehen würden .. 

Abgesehen vom für dieProgrammerstellung·erforderlichen Zeitauf-. 
wand im Bundesrechenzentrum .könnte·diese Form der Hilfeleistung. 
jederzei t einsetzen. Dies \'lÜrde auch einen wesentlicheri Beitrag·· 
zur angestrebten Verwaltungsvereinfachung bedeuten. Es darf je­
doch in diesem ZusaIl1Il1enhang darauf hingewiesen werden, daß be- . 
reits im Jahre 1973 eine einmalige Hilfeleistung in der darge­
stellten Form durch überlassung der gespeicherten Daten gewährt 
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"m.rde und daher die nunmehrige parlamentarische Intervention 

unbegründet erscheint. Bei direkter Kontaktaufnahme durch 

die Sozialversicherungsanstalt der Bauern mit dem Bundes­
ministerium für Finanzen analog 1972 hätte die dargestellte 
Hilfeleistung bereits einsetzen können. 
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